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DERPRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Abschrift 


Bonn, den 14. März 1952 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vcrmittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 80. Sitzung 
am 14. März 1952 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 28. Februar 1952 verabschiedeten 

Entwurfs eines Gesetzes über die Sorge für die 
Kriegsgräber (Kriegsgräbergesetz) 

- Nrn. 2667, 3118 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden 
Gründen einberufen wird. 


gez. Kopf 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 29. Februar 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Kopf 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr, Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
imrt Wipaharipti. Niptzsehestraße 1 



Bundesrat 


Bonn, den 14. März 1952 


Änderungen 

ZU dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Sorge für die Kriegsgräber 
(Kriegsgräbergesetz) 


1. § 2 Absatz 5 Satz 1 und 2 erhält folgende 
Fassung: 

„(5) Der Bund trägt die für die An- 
legung, einschließlich einer etwa erfor- 
derlichen Umbettung, entstehenden tat- 
sächlichen Kosten. Im übrigen erstattet 
der Bund die Kosten für Instand- 
setzung und Pflege nach Pauschsätzen.“ 

Begründung: 

Gemäß Artikel 120 GG trägt der Bund 
als Bestandteil der Kriegsfoigelasten die 
Kosten der Durchführung des Gesetzes. 
Die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Interessenquote von 50 ®/o verbessert diese 
Kostentragungspflidit in verfassungsredit- 
lich bedenklicher Weise. Ein Bedürfnis für 
eine Interessenquote der Länder ist nicht 
zu erkennen. Eine Interessenquote sollte 
deshab überhaupt entfallen. Die Neu- 
fassung bringt insbesondere auch zum Aus- 
druck, daß dem Bund nicht nur die Kosten 
der ersten Anlegung und der ersten Um- 
bettung zur Last fallen, sondern daß ihn 
auch die Kosten etwa später nowendig 
werdender Umbettungen (vgl. § 5 Ab- 
satz 1) und spätere über die normale In- 
standsetzung und Pflege der Kriegsgräber 
hinausgehende, durdi die Pauschsätze nicht 
gedeckte außerordentliche Aufwendungen 
zur Instandhaltung der Kriegsgräber tref- 
fen. Dieser Regelung wird insbesondere 
auch dadurch Rechnung getragen, daß ln 
Absatz 3 Satz 1 jetzt nicht von Kosten- 
erstattung, sondern von Kostentragung ge- 
sprochen wird. 


2. In § 4 Absatz 4 Satz 1 sind die Worte: 
„auf Antrag aus Landesmitteln“ zu 
streichen. 

Begründung: 

Die Worte erübrigen sich, da der Bund 
die Kosten für die Sorge für die Kriegs- 
gräber trägt. 

3. In § 4 Absatz 4 werden im zweiten Satz 
die Worte „die Entschädigungspflicht und“ 
ersatzlos gestrichen. 

Begründung: 

Die Entsdiädigungspflicht ist bereits durch 
die Feststellung gegeben, daß es sich um 
ein Kriegsgrab handelt. 

4. § 4 Absatz 4 letzter Satz erhält folgende 
Fassung: 

„Der Bund trägt die Aufwendungen 
für das Ruherecht.“ 

Begründung: 

Der Vorschlag ist eine Folge der veränder- 
ten Fassung des § 2 Absatz 5. 

5. § 6 erster Halbsatz erhält folgende Fassung: 

„Der Bund trägt nach den für die 
Kriegsgräber geltenden Grundsätzen 
die Kosten.“ 

Begründung: 

Auch diese Änderung ist eine unmittelbare 
Folge der Neufassung von § 2 Absatz 5. 



